
Verhandlungsschrift GR-Sitzung 11.5.2006                                                                                 Seite 1 von 16 
 
 

19     
                                                    3/2006-Sch 

 
 

Verhandlungsschrift  
 
 
 

über die öffentliche 
Sitzung des Gemeinderates der Marktgemeinde Seewalchen am Attersee 

 
 
 
Tag und Zeit:        Donnerstag, 11. Mai 2006  
   
Tagungsort:         Rathaussaal         
 
Beginn:            19.00 Uhr 
 
 
 
A n w e s e n d e : 
 
 
ÖVP-Fraktion: 
 
     1.   Bürgermeister    Mag. Johann Reiter als Vorsitzender  
    2.   Vizebgm.       Johann Schachl 
   3.   GV.         Maria Ehrnleitner    
     4.   GV.         Stefan Gaisbichler 
   5.   GR.         Franz Emeder 
   6.   GR.         Franz Loidl  
     7.   GR.         Mag.Dr. Bernhard Roither 
   8.   GR.         Franz Huber 
    9.   GR.         Peter Wechselauer  
  10.   GR.         Thomas Ebetsberger 
  11.   GR.         Dr. Oskar Vogel  
 12.   GR.         Mag. Herbert Dachs-Machatschek 

13.   GR.         Dipl.-Ing.Dr. Alois Dachs   
 
 
   
SPÖ-Fraktion: 
 
   14.   Vizebgm.      Gertraud Eisterer 

15.   GV.         Ing. Kurt Berger 
16.   EG.         Ernst Petkowitsch 
17.   GR.         Ing. Rudolf Stallinger    
18.    GR.              Ulrike Berger 
19.   GR.         Gerald Mayrhofer 
20.   EG.         Günther Kasper  

 21.   GR.         Rudolf Stockinger   
22.   GR.         Ing. Karl Födinger  
23.   GR.         Herbert Kritzinger 
24.   GR.         Josef Püringer 

 25.   GR.          Herbert Aigner 
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FPÖ-Fraktion: 
 
 26.   GR.          Ing. Heinz Hackl 

27.   GR.         Mag. Erich Kaniak  
 28.   GR.         Walter Liehmann  
  
 
GRÜNE-Fraktion: 
 

29.   GR.         Wolfgang Vogel 
30.   GR.         Dipl.-Ing. Harald Huber  
31.   GR.         Mag. Bernadete Märzinger 

 
 
Der Leiter des Gemeindeamtes:   Johann Schmidt    
 
 
 
 
Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung und stellt fest, dass 
 
a) die Sitzung von ihm einberufen wurde 
 
b) der Termin der heutigen Sitzung im Sitzungsplan (§ 45 Abs. 1 Oö. GemO 1990) enthalten ist und 

die Verständigung hiezu gemäß den vorliegenden Zustellnachweisen an alle Mitglieder bzw. 
Ersatzmitglieder zeitgerecht schriftlich unter Bekanntgabe der Tagesordnung erfolgt ist;  

 
die Abhaltung der Sitzung durch Anschlag an der Amtstafel am 2.5.2006 öffentlich kundgemacht 
wurde;  

 
c)  die Beschlussfähigkeit gegeben ist;  
 
d)  die Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung vom 30.3.2006 bis zur heutigen Sitzung während 

der Amtsstunden im Gemeindeamt zur Einsicht aufgelegen ist, während der Sitzung zur Einsicht 
noch aufliegt und gegen diese Verhandlungsschrift bis zum Sitzungsschluss Einwendungen 
eingebracht werden können.  

 
e) Als Schriftführer für die Sitzung wird der Amtsleiter Johann Schmidt bestimmt. 
 
 
Sodann gibt der Vorsitzende noch folgende Mitteilungen bekannt:  
 
Für die Unterfertigung der Verhandlungsschrift werden von den Fraktionsobmännern folgende 
Gemeinderatsmitglieder bekannt gegeben: 
 
 
 Für die ÖVP-Fraktion:      GV. Stefan Gaisbichler 
  

Für die SPÖ-Fraktion:      Vizebgm.Gertraud Eisterer     
 
 Für die FPÖ-Fraktion:       Ing. Heinz Hackl 
 
 Für die GRÜNE-Fraktion:     GR. Wolfgang Vogel 
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T a g e s o r d n u n g  
 
 
Berichte des Bürgermeisters 
 
a) Die Flächenwidmungsplanänderung für das Projekt Hochseilgarten und Tipidorf in Haining ist 

aufsichtsbehördlich genehmigt. Der Hochseilgarten ist mittlerweile fertiggestellt. Die 
Veranstaltungsbewilligung wurde am 8. Mai erteilt und der Betrieb aufgenommen.   

 
b) Die Flächenwidmungsplanänderung für die Bauland-Wiederwidmung der irrtümlich in Grünland 

rückgewidmeten Fläche bei der Liegenschaft Lattner in Litzlberg ist aufsichtsbehördlich genehmigt 
und der Entschädigungsanspruch damit getilgt. 

 
c) Bei einer vor Kurzem stattgefundenen amtlichen Überprüfung der Kompostieranlage wurde 

festgestellt, dass 2.500 m³ Jahresmenge genehmigt, derzeit aber ca. 3.150 m³ übernommen 
werden. Anlage müsste erweitert werden. Im Hinblick auf die Entwicklungen bei der A1-Abfahrt 
wurde seitens des Amtes festgehalten, dass derzeit keine Veranlassung einer Erweiterung 
gegeben ist und die weiteren Entwicklungen am A 1 Areal abgewartet werden sollten. 

 
d) Der erste „Jahresabschluss“ der Krabbelstube Rosenau für das Rumpfjahr 2005 (4 

Betriebsmonate) ergab einen: Abgang in Höhe von rd. € 11.113.-. Die unerwartet große Höhe des 
Abganges resultiert daraus, dass der Landeszuschuss für das Personal für das 4.Quartal 2005 
erst im Jahr 2006 ausbezahlt wird und die Gemeinden diesen Betrag vorfinanzieren müssen. Ein 
Ansuchen der beiden Betreibergemeinden Seewalchen und Schörfling an LR Ackerl wegen 
Übernahme des Abganges wurde gestellt. 

 
e) Aufschließungsbeitrag: den Vorstellungen von Thomasberger, Seewalchen und Hillinger, Kraims 

wurde vom Land O.Ö. keine Folge gegeben; die Vorstellung Zechmeister wurde wegen eines 
Formalfehlers zur neuerlichen Entscheidung an die Gemeinde zurückverwiesen. 

 
f) Das Rechtsanwaltsbüro Holme & Weidinger in Wels teilte mit, dass Herr Erwin Hawle gegen das 

erstinstanzliche Urteil in der Causa „Amtshaftungsklage gegen die Marktgemeinde Seewalchen“ 
keine Berufung erhoben hat, und das Urteil somit rechtskräftig ist, und in Vertretung der 
Gemeinde der Prozesskostenersatz bereits eingefordert wurde. 

 
g) Die RAG teilt mit, dass voraussichtlich in der KW 21 mit den Bohrarbeiten an der Bohrung 

„Viehhaus 1“ im Bereich Steindorf – Staudacherstraße begonnen wird. 
 
h) Der Tagesordnungspunkt 4 wird abgesetzt ! 
 
 
 
Fragestunde 
 
8 Zuhörer 
Keine Anfragen 
 
 
 
 
Dringlichkeitsantrag Nr. 1 des Bürgermeisters 11.5.2006  
 
Gewährung einer Subvention in Höhe von € 6.500,00 für den Verein „Jugendtreff Seewalchen“ 
 
Der Vorsitzende liest den Dringlichkeitsantrag (Beilage Nr. 1) vor. 
 
Der Bürgermeister lässt über den gestellten Dringlichkeitsantrag durch Handheben abstimmen und 
stellt eine einstimmige Annahme fest. 
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1.  Gebarungsprüfung 

Kenntnisnahme des Prüfberichtes der Bezirkshauptmannschaft Vöcklabruck über  
die durchgeführte Prüfung der Gebarung der Marktgemeinde Seewalchen a.A. 

 
Bgm.Reiter: 
Das Land Oberösterreich hat die Prüfung der Gebarung der Gemeinde Seewalchen angeregt und 
eine Prüferin aus der Bezirkshauptmannschaft nach Seewalchen geschickt, die im vergangenen 
Herbst und auch in den Wintermonaten mehrmals wöchentlich da war und die Gebarung der 
Gemeinde überprüft hat.  
Das Ergebnis dieser umfassenden Gebarungseinschau liegt mittlerweile als Prüfbericht vor. Ein 
Exemplar des Prüfberichtes ist auch jedem Fraktionsobmann ausgehändigt worden und es ist auf 
Grund des Begleitschreibens des Landes Oberösterreich der Abteilung Gemeinden vom 13. März 
angeregt worden, diesen Prüfungsbericht dem Gemeinderat gemäß § 8 Abs. 3 der 
Gemeindeprüfungsordnung vorzulegen, wobei nach den Bestimmungen des § 8 Abs. 4 nur die 
Zusammenfassung des gesamten Berichtes zu verlesen ist.  
Die an Erfahrung älteren Gemeinderatsmitglieder werden sich noch erinnern, dass man das in der 
letzten Periode schon einmal gehabt habe, wobei der ganze Prüfbericht vorgelesen werden müsste. 
Diesmal sei es durch die im Jahr 2003 beschlossenen Änderungen anders. Er ersucht den Amtsleiter, 
die Zusammenfassung vorzulesen. 
 
Der Amtsleiter liest die Zusammenfassung des Prüfberichtes vollinhaltlich vor. 
 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

den Prüfbericht der Bezirkshauptmannschaft Vöcklabruck zur Kenntnis zu nehmen. 
 
GV.Berger K. betont, dass man nun den Prüfbericht gehört habe, der im wesentlichen gar nicht so 
schlecht ausschaue. Es werde konstatiert , dass man sehr wohl auf die Kosten schaue. Bei vielen 
Kostenfaktoren liege man im Vergleich zu anderen Gemeinden relativ günstig und man komme 
eigentlich nicht so schlecht weg.  
Man sei allerdings auf einem Weg, den freien Handlungsspielraum noch mehr einzuschränken. Die 
Kostensteigerung bzw. die Verschuldung der Gemeinde stieg von 2001 bis 2004 um 13 %. Diese 13 
% seien nicht nur durch unsere Entscheidungen getragen, sondern auch zum Teil durch 
Transferzahlungen , die uns aufoktruiert worden seien. Es werden immer wieder die Mehrbelastungen 
vom Sozialhilfeverband und  Krankenanstaltenbeitrag angeschnitten, welche auch im Schlussbericht 
stehen.  
Im Prüfbericht sei z.B. nicht enthalten, dass es beim Tierkörperverwertungsbeitrag eine 
Kostensteigerung von 66,87 % im selben Zeitraum gegeben habe. Das seien alles Dinge, wo die 
SPÖ glaube, dass man schauen müsse, unsere eigene Finanzkraft stärken zu können. Diese eigene 
Finanzkraft zu stärken gehe nur mit Kommunalsteuer. Wenn man den Prüfbericht genau anschaue, 
so habe man eine Steigerung von 2003 auf 2004 von + 13,64 % und er glaube, man sei damit auf 
dem richtigen Weg. Man sollte nur diese Sache noch wesentlich verstärken.  
Es gebe in diesem Prüfbericht auch einige Punkte, die uns sehr wohl besorgt in die Zukunft schauen 
lassen sollte. Es gebe keine Rücklage für zukünftige Kanalsanierungen, die 600.000,-- Rücklagen, die 
man im Jahr 2004 noch gehabt habe, habe man zum Teil schon verwendet für Grundstücksankauf, 
was grundsätzlich der Weiterentwicklung von Seewalchen irgendwann hoffentlich positiv zugute 
kommen werde. Man sollte  gemeinsam Anstrengungen unternehmen, die eigene Steuerkraft zu 
stärken und die Ausgaben dort, wo sie nicht notwendig seien nach Möglichkeit noch zu reduzieren um 
die Schere zwischen Schulden und Einnahmen einfach zu verbessern.  
Abschließend bemerkt er noch, dass der in den Fraktionen vorgelegene Prüfbericht einen kleinen 
Schönheitsfehler gehabt habe, und zwar sei hier noch berichtet worden, dass man in der Musikschule 
einen Abgang pro Schüler und Jahr von ungefähr € 650,-- habe. Bei der Nachfrage habe man aber 
Gott sei Dank klären können, dass es sich hier um einen Berechnungsfehler gehandelt habe, der 
dann in einer Beilage noch korrigiert worden sei und somit könne man dem Prüfbericht zustimmen. 
Man glaube, dass man sich gemeinsam anstrengen müsse, um diese Situation für den nächsten 
Prüfbericht vielleicht doch etwas besser aussehen lassen zu können. 
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GR.Kaniak betrachtet jeden Prüfbericht, der einem in dieser Form ins Haus flattere bzw. erstellt 
werde und nur zur Kenntnisnahme in den Raum gestellt werde, als eine ganz wichtige und positive 
Korrekturmaßnahme für jeden Betrieb und so auch für die Gemeinden.  
Man habe nun gesehen, dass sehr viele kurz gebündelte Fakten dabei seien, die einem den Eindruck 
vermitteln, Fragen die sonst gar nicht gestellt werden, zu stellen. Was koste der Gemeinde die 
Freifahrten, was bezahle man pro Kind, was kosten die Kindergärten usw. Man habe ja oft bei der 
Beschlussfassung gar keine Vorstellung, was das im Endeffekt eigentlich wirklich ausmache.  
Diese Zusammenfassung finde er sehr positiv, nur müsse man natürlich auch sagen, in welcher 
Fußballliga man spiele, dann könne man noch die besten Resultate haben. Wenn man in der 
untersten Liga spiele und im Mittelfeld sei, dann möge es momentan einen guten Eindruck machen 
aber das ändere nichts an der untersten Liga. Man hätte aber Voraussetzungen, verkehrstechnisch, 
lagemäßig, im Zentralbereich mit all diesen Möglichkeiten die Seewalchen und Umgebung habe, in 
einer wesentlich höheren Liga zu spielen. Wenn man sehe, dass die Kommunalsteuer auf 8 Betriebe 
gleich um 70 % der Einnahmen machen. Man erinnere sich doch noch an Kastingerabbau, 
Aignerzusammenbruch und wenn man sich das so überlege, dann schaue die Situation gar nicht 
mehr so rosig aus. Man müsse sich bewusst sein, dass der Einäugige unter den Blinden König sei 
und man habe sehr viele blinde Gemeinden hier.  
Man habe den Vorteil, eine phantastische Gemeindeorganisation zu haben. Man habe eine tolle 
Infrastruktur,  motivierte Beamte, die sich weiter bilden und wirklich Effizienz zeigen. Dies sei ja der 
beste Ansatz um etwas weiter zu bringen, aber es fehle ganz gewaltig an Investitionsvolumen. Man 
müsse die kritische Masse erreichen und sich anstrengen für Großinvestitionen und er hoffe, dass 
man bald auf einem besseren Weg sei und Resultate und nicht nur Ideen vorweisen könne. 
 
GR.Vogel O. bemerkt, dass er immer wieder höre, man müsse etwas tun, man müsse 
Kommunalsteuern bekommen und er möchte gerne von diesen Herren, die das immer wieder sagen,  
konkrete Vorschläge hören, was man tun könne, um Betriebe herbekomme. Man könne noch 20 
Jahre lang sagen, man müsse Kommunalsteuer erhöhen und wenn es keine Ideen dazu gebe, könne 
man sich dieses Gerede sparen. 
 
Der Bürgermeister fasst zusammen und betont, dass alles Gesagte zum Prüfbericht seine 
Berechtigung habe. Er meint auch, dass man sich freuen sollte, dass zusammenfassend keine 
größeren Probleme aufgetaucht seien. Man sollte sich freuen, trotz der Tatsache, dass man nicht in 
der Oberliga spiele, dass man in Gesamtbetrachtung ein sehr gutes Prüfurteil bekommen habe.  
Es sei natürlich, und das sei auch im weiteren Prozedere so vorgesehen, zu den einzelnen 
Anregungen eine schriftliche Stellungnahme des Amtes vorgesehen, die von den Abteilungsleitern 
vorbereitet  und gemeinsam mit ihm dann fertig gemacht werde und dann an die Bezirkshaupt-
mannschaft bzw. Aufsichtsbehörde geschickt werden.  
Man werde aber auch zu den einzelnen Anregungen bzw. Kritikpunkten nicht nur Stellung nehmen, 
sondern das weitere Vorgehen in dieser Sache anführen und es werde natürlich auch der Obmann 
des Prüfungsausschusses den Bericht oder einzelne Punkte davon zum Gegenstand einer 
Prüfungsausschusssitzung machen. Weiters werde man auch über die einzelnen Punkte in den 
anderen Gremien, wie z.B. im Arbeitskreis Finanzen, Wirtschaftsausschuss usw. reden um das eine 
oder andere im Sinne des Prüfberichtes zu verbessern. Hier gebe er Herrn Kaniak schon Recht, auch 
er sehe den Prüfbericht nicht nur als eine Überprüfung, sondern auch als ein Aufzeigen auf das, was 
man noch besser machen könne und so werde man das auch machen. 
 
Abstimmungsergebnis durch Handheben: einstimmige Annahme des Antrages 
 
 
 
 
2.  Feuerwehr Steindorf  

Ankauf eines Tanklöschfahrzeuges – TLFA 4000; Zuschlagsentscheidung 
 
Bgm.Reiter: 
Im Februar 2002 fasste der Gemeinderat den Grundsatzbeschluss für die FF Steindorf ursprünglich 
für das Jahr 2006 ein TLF2000 anzukaufen. Nach mehreren schriftlichen und persönlichen Kontakten 
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mit der Gemeindeabteilung, dem Landesfeuerwehrkommando und auch natürlich mit den Vertretern 
der Feuerwehr seien die Abwicklungsmodalitäten für diesen Ankauf besprochen worden.  
In der GR-Sitzung am 9.2.2006 wurde der Beschluss gefasst, ein TLFA 4000 anzukaufen. In der 
Folge wurde die Ausschreibung nach den Bestimmungen des BVG durchgeführt, wobei nur ein 
Angebot abgegeben wurde. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

die Zuschlagsentscheidung für den Ankauf eines TLFA 4000 an die Firma Rosenbauer 
Österreich Ges.m.b.H., Paschinger Str. 90, 4060 Leonding, mit einem Kaufpreis von  
€  252.996,00, abzügl. 3 % Skonto lt. AGB’s zu treffen. 

 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt 
folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 
Für den Antrag: 30 Stimmen ÖVP-Fraktion: 13  
   SPÖ-Fraktion: 12  
   FPÖ-Fraktion: 2  
   GRÜNE-Fraktion: 3  
      
Stimmenthaltung 1 Stimme FPÖ-Fraktion: 1 Kaniak 
 
 
 
 
3.  Straßenbau 2006  

Zuschlagsentscheidung gem. Bundesvergabegesetz 2006  
 
Bgm.Reiter: 
Für die Straßenbauarbeiten 2006 - das sei im Wesentlichen die Errichtung der neuen Zufahrt zu dem 
gerade im Bau befindlichen Fachmarktzentrum am ehemaligen Kastingerareal -  sowie um die 
Sanierung der wichtigsten Frostschäden im Gemeindegebiet wurden die Arbeiten öffentlich 
ausgeschrieben. 13 Firmen haben die Unterlagen abgeholt, 8 Angebote wurden abgegeben. Am 
Montag dieser Woche war die Anboteröffnung. Dabei wurde die Firma Niederndorfer BaugesmbH mit 
einer Angebotssumme vom € 136.435,-- als Bestbieter ermittelt. Seitens der Bauleitung wurde die 
Vergabe empfohlen, allerdings liege noch kein endgültiger Vergabevorschlag vor, weil die bereits 
anforderten Eignungsnachweise noch nicht  vorliegen.  
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

aufgrund der erfolgten öffentlichen Ausschreibung und der Vergabeempfehlung der 
Bauleitung die Zuschlagsentscheidung für den Bestbieter, die Fa. Niederndorfer 
BaugesmbH, Attnang-Puchheim mit einer Auftragssumme von € 136.435,32 (inkl. Ust) zu 
treffen. Diese Zuschlagsentscheidung erfolgt unter der Bedingung, dass seitens der Fa.  
Niederndorfer bis 19. Mai 2006 eine Erfüllungsgarantie in Form einer Bankgarantie in Höhe 
von 20 % der Brutto Auftragssumme, d.s. € 27.287,06 gem. den allgemeinen 
Geschäftsbedingungen der Marktgemeinde Seewalchen a.A. vorgelegt wird.  

 
Wird die geforderte Erfüllungsgarantie nicht oder nicht fristgerecht vorgelegt, so wird die 
Zuschlagsentscheidung für den lt. Angebotseröffnung vom 8. Mai 2006 nächst gereihten 
Bieter, die Fa. Lang u. Menhofer BaugesmbH & CO KG, Pinsdorf mit einer Auftragssumme 
von € 137.656,51 (inkl. Ust) getroffen. Von der Fa. Lang u. Menhofer ist innerhalb einer 
Woche ab Aufforderung eine Erfüllungsgarantie in Form einer Bankgarantie in Höhe von 20 
% der Brutto Auftragssumme, d.s. € 27.531,30 gem. den allgemeinen Geschäftsbedingungen 
der Marktgemeinde Seewalchen a.A. vorzulegen.  

 
Abstimmungsergebnis durch Handheben: einstimmige Annahme des Antrages 
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4.  Abwasserbeseitigung 

Kanal BA 13, Anpassung der Kanalisation Litzlberg; Zuschlagsentscheidung gem. 
Bundesvergabegesetzes 2006 

 
 
Wurde zu Beginn der Sitzung abgesetzt ! 
 
 
 
 
5.  Sommerhort 
   Durchführung eines Sommerhortes im August 2006 
 
BiA-Obm.Dachs-Machatschek: 
Der Bildungsausschuss hat sich mit dem Thema befasst und empfiehlt einstimmig, den Sommerhort 
in der Zeit von 7.8. – 1.9.2006 anzubieten, wobei ca. 15 Anmeldungen vorliegen müssen.  
Als Elternbeitrag soll ein Fixbetrag von € 85,00 und als Essensbeitrag ein Betrag von € 2,50 
eingehoben werden.  
Der Sommerhort soll vom Verein Familienzentren durchgeführt werden. Laut Kostenvoranschlag 
ergibt sich ein Abgang von ca. € 1.400,-- bei maximaler Belegung mit 18 Kindern.  
 
Bildungsausschuss-Obmann Dachs-Machatschek stellt den Antrag,  

in der Zeit von 7.8.  – 1.9.2006 einen Sommerhort anzubieten und den Verein Familienzentren 
mit der Durchführung zu beauftragen. 

 
Abstimmungsergebnis durch Handheben: einstimmige Annahme des Antrages 
 
 
 
6.  Berufung 

Berufung gegen den Bescheid des Bürgermeisters vom 24.01.2006 betreffend 
Verkehrsflächenbeitrag für die Liegenschaft Reichersberg 19, Parz. Nr. 18/18 KG Seewalchen, 
Hr. Preinerstorfer Karl Gerd 

 
Bürgermeister Reiter nimmt seine Befangenheit wahr und übergibt für den Tagesordnungspunkt 6 
den Vorsitz an Vizebgm. Schachl und nimmt nicht an der Abstimmung teil.    
 
Vizebgm.Schachl: 
Auf Grund der Asphaltierung in Reichersberg wurde Hrn. Preinerstofer Karl Gerd für sein Grundstück 
18/18 KG Seewalchen ein Verkehrsflächenbeitrag gemäß § 19 ff OÖ. Bauordnung 1994, LGBl Nr. 
70/1998 mit Bescheid des Bürgermeisters vom 24.01.2006 vorgeschrieben. Gegen diesen Bescheid 
wurde am 27. Februar berufen. In dieser Berufung wird angeführt, dass seitens des 
Berufungswerbers von einer falschen Berechnung des Verkehrsflächenbeitrages ausgegangen wird, 
da lt. deren Meinung bereits ein Unterbau der nun asphaltierten Straße vorhanden war und daher 
gemäß § 20 Abs. 6 OÖ Bauordnung 1994 50 % in Abzug gebracht hätten werden müssen. Des 
weiteren hätten auch die Vorleistungen für den Oberflächenwasserkanal angerechnet werden 
müssen. Hiezu ist festzustellen das die gemeindeeigene Straße nicht asphaltiert war. Im Zuge des 
Kanalbaues in Kraims wurde diese asphaltiert. Dabei wurden Hrn. Preinerstorfer die Vorleistungen 
zur Errichtung einer Siedlungsstraße indexmäßig angerechnet. Die Vorleistungen zur Errichtung des 
Oberflächenwasserkanals konnten nicht berücksichtigt werden, da dieser ausschließlich zur 
Entwässerung der Dach- u. Oberflächenwässer der privaten Grundstücke diente. 
 
Vizebgm.Schachl stellt den 1. Antrag,  

auf das Vorlesen folgender Unterlagen zu verzichten: 
1. Bekämpfter Bescheid vom 24. Januar 2006 
2. Gegenständliche Berufung vom 27. Februar 2006 

 
Abstimmungsergebnis durch Handheben: einstimmige Annahme des Antrages 
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Der Schriftführer liest den wesentlichen Inhalt des Spruches und der Begründung des vorliegenden 
Bescheidentwurfes vor. 
 
Vizebgm.Schachl stellt den 2. Antrag,  

die Berufung des Hrn. Preinerstofer Karl Gerd vertreten durch Schwartz und Huber-Medek, 
Rechtsanwälte OEG gegen den Bescheid des Bürgermeisters vom 24.1.2006, Az.: 612-1/2005-
KS abzuweisen und vorliegenden Bescheid zu erlassen. 

 
Abstimmungsergebnis durch Handheben: einstimmige Annahme des Antrages 
 
Bürgermeister Reiter übernimmt wieder den Vorsitz. 
 
 
 
 
7.  Bebauungsplan Nr. 19 „Obermairgründe“ – Änderung 

Grundsatzbeschlussfassung 
Antrag auf Änderung der Bebaubarkeit im Bereich der Grundstücke Nr. 2388/47, -/48, -/49 u. -
/50, KG. Seewalchen (M.- Luther-Straße, Rosenau); Antrag von Herrn Hermann Pillichshammer, 
4690 Schwanenstadt; Aufhebung des GR-Beschlusses vom 1. Dezember 2005  

 
BA-Obmann Schachl: 
Mit Eingabe vom 9. August 2005 wurde die Änderung des Bebauungsplanes Nr. 19 
„Obermaiergründe“ beantragt. Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 1.12.2005 der beantragten 
Änderung nicht zugestimmt. Es wurde jedoch der Grundsatzbeschluss gefasst, dass der Errichtung 
von 5 Doppelwohnhäusern bei der Ausführung in 1,5 geschossiger Bauweise zugestimmt werden 
kann. In der Folge wurden am 13. Dezember 2005 geänderte Planunterlagen vorgelegt.  
Am 3. Februar 2006 fand eine Besprechung mit den Antragstellern vor Ort statt. Dabei wurden die 
einzelnen Punkte der Bebauungsplan-Änderung besprochen. Aufgrund dieser Besprechung wurden 
am 17. März 2006 neuerlich geänderte Planunterlagen vorgelegt. (Wohnanlage Rosenau, mit 
Variante 1) Diese geänderten Planunterlagen wurden im Rahmen der Bauausschuss-Sitzung am 24. 
April 2006 von Hr. Pillichshammer vorgestellt.  
Im Zuge der Gespräche mit dem Projektanten wurde deutlich, dass sich durch die Errichtung von 5 
anstatt der derzeit im Bebauungsplan vorgesehenen 4 Doppelwohnhäusern Probleme ergeben.  
(Höhensituierung der Gebäude, Abstand der Carports zur öffentl. Straße zu gering, ..) Die Grundstück 
erscheinen nach nunmehriger Kenntnis nicht für die Bebauung mit 5 Doppelwohnhäusern geeignet.  
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm.Schachl stellt den Antrag,  

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des  Bauausschusses der vorliegenden Änderung 
des Bebauungsplanes nicht zuzustimmen. Der in diesem Zusammenhang am 1.12.2005 
gefasste Gemeinderatsbeschluss, wonach grundsätzlich der Errichtung von 5 
Doppelwohnhäusern bei 1,5 geschossiger Bebauung zugestimmt wurde, wird aufgehoben.  
In diesem Bereich sollen max. 4 Doppelwohnhäuser zulässig sein.  

 
Abstimmungsergebnis durch Handheben: einstimmige Annahme des Antrages 
 
 
 
 
8.  Bebauungsplan Nr. 45 „Sandberg“ – Änderung 

Grundsatzbeschlussfassung 
Antrag auf Änderung der Bebaubarkeit im Bereich der Grundstücke Nr. 1166/1 u. .98/1,  
KG. Litzlberg (Moos), Antrag von Mag. Erwin Hammerlitz, 4840 Vöcklabruck  

 
BA-Obmann Schachl: 
Mit Eingabe vom 6. März 2006 wurde die gegenständliche Änderung des Bebauungsplanes Nr. 45 
„Sandberg“ beantragt.  
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Folgende Änderungen sind beantragt: 

1. Vereinigung der Bauplätze mit den Ordnungsnummern 28 a u. 28 b zu einem Grundstück  
2. Zu 28 b Erhöhung der Geschossanzahl von I + D (Dachgeschoss) auf II + DR (Dachraum) 
3. Vergrößerung der bebaubaren Fläche in Richtung Norden um ca. 5,0 m und 28 a 

Vergrößerung 
der bebaubaren Fläche Richtung Osten um 5,0 m. 

4. Der Bereich zwischen den bebaubaren Flächen 28 a und 28 b soll im Norden miteinander 
verbunden werden. 

5. Änderung der Dachform auf Freigabe für alle Dachformen 
 
Der Ortsplaner hat mit Schreiben vom 16. März 2006 eine fachliche Stellungnahme abgegeben.  
 
Zu Änderungswunsch: 

1. erscheint möglich, wenn die bebaubaren Flächen fest gelegt werden 
2. Die Geschossanzahl erscheint bei Nr. 28 b von I + D auf II + DR möglich, wenn die 

Übermauerungshöhe für den Dachraum 60 cm nicht überschreitet. Eine Erhöhung bei der 
Ordnungsnummer 28 a soll nicht erfolgen, es soll bei II + D (Dachgeschoss) mit einer max. 
Übermauerung von 120 cm bleiben.  

3. Eine Vergrößerung der bebaubaren Flächen nach Norden und Osten erscheint denkbar, im 
Norden auf die Höhe des Freihaltebereiches, dass sind ca. 3,0 m und nach Osten um ca. 4,0 
m. 

4. Die Verbindung der zwei bebaubaren Flächen im nördlichen Bereich ist vorstellbar, wenn die 
Tiefe max. 5,0 m, die Höhe von max. 2 Geschossen beträgt und ein Flachdach erhält, um die 
zwei Baukörper als eigenständige Baukörper erscheinen zu lassen.  

5. Freigabe der Dachform erscheint nicht zweckmäßig, weil nur Sattel- oder Walmdächer für das 
Hauptdach in diesem Bebauungsplan vorhanden sind. Eine Änderung der Dachneigung von 
32 ° auf 24 ° ist vorstellbar.  

 
Eine Änderung des Bebauungsplanes in den vorangeführten Punkten kann von Seiten der 
Ortsplanung zugestimmt werden. 
In der Bauausschuss-Sitzung am 24. April 2006 wurde durch den Planverfasser, Arch. DI Kurt 
Schreder das geplante Bauvorhaben präsentiert. 
 
Lt. Bebauungsplan sind derzeit auf dem Bauplatz 12 Wohneinheiten zulässig. Die vorliegende 
Planung umfasst 10 Wohneinheiten. Voraussichtlich werden jedoch nur 9 Wohneinheiten ausgeführt.  
In der geplanten Tiefgarage sind derzeit 29 Stellplätze untergebracht. Drei oder vier weitere 
Stellplätze werden vorgesehen.  
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm.Schachl stellt den Antrag,  
aufgrund der mehrheitlichen Empfehlung des Bauausschusses, der gegenständlichen 
Änderung des Bebauungsplanes Nr. 45 „Sandberg“ gem. der Stellungnahme des Ortsplaners 
grundsätzlich zuzustimmen.  
 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm.Schachl gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm.Schachl stellt den Zusatzantrag,  

die Firstrichtung bei beiden Objekten frei wählbar zu lassen.  
 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm.Schachl gestellten Zusatzantrag durch 
Handheben abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
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9.  Bebauungsplan Nr. 16 „Haining2“ – Änderung Nr. 13 

Grundsatzbeschlussfassung 
Erstellung neuer Gestaltungsrichtlinien im Bereich des Bebauungsplangebietes 

 
BA-Obmann Schachl: 
In der Bauausschuss-Sitzung am 31. Januar 2006 wurden die Rahmenbedingungen für die 
Überarbeitung der Gestaltungsrichtlinien beim Bebauungsplan Nr. 16 „Haining2“ fest gelegt.  
Die um Zuge der Erstellung des Flächenwidmungsplans Nr. 4/2004 neue gewidmeten Baulandflächen 
werden in das Bebauungsplangebiet aufgenommen. Die Flächen, die als Baulandpotential lt. OEK 
liegen, können jedoch nicht aufgenommen werden. Diesbezüglich wird jedoch auf die zukünftige 
Erschließung Bedacht genommen werden.  
 
In der Zwischenzeit wurde gem. § 33 Abs. 1 Oö. ROG 1994 idgF. vier Wochen lang an der Amtstafel 
kundgemacht, dass beabsichtigt ist, den Bebauungsplan abzuändern.  
Planungsinteressen wurden nicht bekannt gegeben.  
Der Bauausschuss hat sich in seiner Sitzung am 24. April 2006 mit dieser Angelegenheit befasst. 
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm.Schachl stellt den Antrag,  

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses, der vorliegenden Änderung 
Nr. 13 zum Bebauungsplan Nr. 16 „Haining2“ grundsätzlich zuzustimmen. 

 
Der Bürgermeister betont, ursprünglich gemeint zu haben, man brauche den Bebauungsplan Haining 
nicht mehr, hebe ihn auf und mache einfach Gestaltungsrichtlinien. Das habe sich aber als 
Rechtsunsicherheit bzw. nicht günstig erwiesen, bzw. hätten die Gestaltungsrichtlinien keine 
Rechtverbindlichkeit gehabt und wären unter Umständen immer auf die freiwillige Bereitschaft der  
Grundbesitzer angewiesen gewesen, diese Geschäftsrichtlinien auch anzuerkennen oder auch 
mühsame Prozesse, wenn er als Baubehörde die Baubewilligung nicht erteile. Man sei daher 
übereingekommen nun doch den Bebauungsplan zu belassen und halt neu zu gestalten.  
 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm.Schachl gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
10.  Flächenwidmungsplan Nr. 4/2004 – Örtliches Entwicklungskonzept Nr. 1/2004 

Änderungsantrag; Grundsatzbeschlussfassung 
Antrag auf Umwidmung des Grundstücks Nr. 2136/2, KG. Seewalchen von Grünland in 
Bauland-Wohngebiet. Antrag von Herrn Gerhard Lacher u. Frau Christa Schindelwig 

 
BA-Obmann Schachl:  
Mit Eingabe vom 12. Januar 2006 wurde die gegenständliche Änderung des Flächenwidmungsplanes 
Nr. 4/2004 bzw. des OEK Nr. 1/2004 beantragt. 
  
Der Ortsplaner hat mit Schreiben vom 9. März 2006 eine fachliche Stellungnahme abgegeben. 
Demnach befindet sich die Fläche außerhalb der definierten Siedlungsgrenze. Eine Änderung des 
OEK zur Schaffung von Bauland für private Wohnzwecke, für die ein öffentl. Interesse nicht gegeben 
ist, ist nach der  Rechtsauffassung der Baurechtsabteilung des Landes Oberösterreich als 
Aufsichtsbehörde nicht zulässig bzw. möglich.  
Der Bauausschuss hat sich in seiner Sitzung am 24. April 2006 mit dieser Angelegenheit befasst. 
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm.Schachl stellt den Antrag,  

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses, der gegenständlichen 
Änderung des Flächenwidmungsplan Nr. 4/2004 aufgrund der fachlichen Stellungnahme des 
Ortsplaners nicht zuzustimmen.  
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GR.Huber H. betont, dass anzunehmen sei, dass in Zukunft wieder Anträge auf 
Flächenwidmungsänderungen (Grünland in Bauland bei Flächen die außerhalb des ÖEK liegen)  
hereinkommen, weshalb er die Frage in den Raum stelle, wie man künftig mit diesen Anträgen 
umgehen werde. Er meine, die Gemeinde sollte sich Kriterien zurecht legen, möglich sei es, aber die 
Gemeinde sollte sich überlegen wann umgewidmet werden dürfe und wann nicht, allein schon aus 
dem Gleichheitsgrundsatz heraus. 
 
Vizebgm.Schachl betont, es gehe nicht nur um die Änderung des ÖEK sondern dieses Gebiet wäre 
auch aus anderen Gründen problematisch. Das erste Problem sei die Nähe zur Autobahn und das 
Zweite sei der zu geringe Abstand zum Betriebsbaugrundstück. Es sei gegenüber der Schlachtbetrieb 
Haydinger. Grundsätzlich gebe er aber Herrn Huber Recht, dass man Kriterien festlegen sollte. 
 
Der Bürgermeister ergänzt noch, dass man in diesem Bereich auch ein Problem mit der derzeitigen 
Ausformung Anschluss Haidacherstraße und Kanalanschluss habe. Er sei zwar nicht in der Sitzung 
des Bauausschusses gewesen, aber er glaube, dass dies auch kurz angesprochen worden sei. Unter 
Umständen wäre dort ja vielleicht eine Teilwidmung vorstell- und vertretbar, aber dies sei nicht 
beantragt worden und daher war es im Ausschuss so, dass man gesagt habe, dass man es über das 
ganze Grundstück nicht machen könne und daher sei der Antrag abzulehnen.  
 
Vizebgm.Eisterer fragt was Teilwidmung heiße, heiße das, wenn Herr Lacher und seine Schwester 
einen neuen Antrag um Teilwidmung stellen, dass es dann wieder bearbeitet und behandelt werden 
könne und dann schaue man das nach den neuesten Grundsätzen an. 
 
AL.Schmidt erklärt, dass  die Gemeinde speziell bei Neuwidmungen bereits im Vorfeld Überlegungen 
anstellen sollte bezüglich der Erschließung des Verkehrs, damit man dann nicht seitens des Amtes 
schauen müsse, teure Grundstücke zu kaufen für Straßenerrichtung und auch für Kanalerrichtung.  
Der Ausschuss habe seinerzeit die Auffassung vertreten, dass sowohl der Ortsplaner wie auch Herr 
Irrgeher als Kanalplaner zu jedem Umwidmungsansuchen eine Stellungnahme abgeben müsse. 
Speziell die Kanalanschlüsse seien in diesem Gebiet sehr schwierig, weil alle einen Stichkanal 
erfordern, da müsse man berücksichtigen, dass hohe Kosten erwachsen.  
Es gebe für Neuwidmungen 10 Kriterien, man solle jedoch zuerst schauen, dass die bestehenden 
Flächen verbaut werden, damit man Anschlussgebühren zurückbekomme, die schon als Vorleistung 
seitens der Gemeinde erbracht wurden  
Aber ein Hauptgrund in diesem Gebiet sei, dass der Naturschützer seinerzeit bereits gesagt habe, 
dass ein Zusammenwachsen von Rosenau und Seewalchen unter allen Umständen vermieden 
werden solle. Der Grüngürtel von der Bahn vor, der zwischen Betriebsbaugebiet und Rosenau die 
Pufferzone darstelle und dann Richtung Seifertstraße hinaufgehe, solle unbedingt erhalten werden.  
 
GR.Kaniak betont, dass der Amtsleiter bereits einen Teil seiner Argumentation dargebracht habe. 
Wenn nicht gravierende Änderungen eintreten, dass sich die Gesamtkonzeptionen ändere, dann 
habe man sich ja seinerzeit etwas gedacht und habe die Beschlüsse klar begründet. Es sei ein 
Gewerbebetrieb, ein Schlachthof dort. Er möchte nicht die Interessenskonfrontationen erleben, wenn 
tatsächlich hier Aktivitäten gesetzt werden, die lärm- und geruchsmäßig gewerberechtlich nicht mehr 
in dien Griff zu bekommen seien, weil Wohngebiete dort seien. Man habe immer gesehen, Eines 
bewirke das Andere. Wenn man alles zur Verfügung stelle, dann habe man Interessenskonflikte von 
Gewerbe und Privatsphäre. Man müsse einen Schutz berücksichtigen, wenn man das vermeiden 
wolle. 
 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm.Schachl gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
Dringlichkeitsantrag Nr. 1 des Bürgermeisters 11.5.2006  
Gewährung einer Subvention in Höhe von € 6.500,00 für den Verein „Jugendtreff Seewalchen“ 
 
Bgm. Reiter: 
Wie bereits erwähnt, gehe es darum die Liquidität bzw. Vereinsfinanzierung zu schaffen. 
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Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

die Subvention für das Jahr 2006 in Höhe von € 6.500,- festzusetzen und je nach Bedarf an 
den Verein „Jugendtreff“ auszuzahlen. 

 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt 
folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 
Für den Antrag: 30 Stimmen ÖVP-Fraktion: 13  
   SPÖ-Fraktion: 12  
   FPÖ-Fraktion: 2  
   GRÜNE-Fraktion: 3  
      
Gegen den Antrag 1 Stimme FPÖ-Fraktion: 1 Kaniak 
 
 
 
 
11.  Allfälliges 
 
 
a)  GR.Aigner Herbert erörtert, es gehe um den Modellflugplatz in Kemating. Man habe gesagt, dass 

man das Haus dort nicht haben möchte und jetzt sei zwar nur noch ein hölzerner Unterstand, es 
sei aber immer noch etwas dort und am Sonntag herrsche reger Flugbetrieb. Es stehen auch ca. 
10 bis 12 Autos dort und er frage, ob man das wolle.  

      Der Bürgermeister betont, dass das grundsätzlich nie eine Angelegenheit des Gemeinderates 
gewesen sei. Die rechtlichen Voraussetzungen für die Errichtung der Gartenhütte sei nicht 
gegeben. Der Grundbesitzer sei auch bereits schriftlich aufgefordert worden, dies zu beseitigen 
und man müsse der Sache noch einmal nachgehen.  

 
b)  GR.Berger U. ersucht bezüglich „Fußballgaudi am 25. Mai am Schulsportplatz“ , dass die 

Betreiber angewiesen werden, diese Veranstaltung nur bei Schönwetter durchzuführen. Man 
wisse noch, wie lange im Vorjahr der Sportplatz von der Schule nicht benützt werden konnte, weil 
die Veranstaltung trotz schlechtem Wetter stattgefunden habe. 

 
c) GV.Berger K. erwähnt zur Wortmeldung des Herrn Vogel, in welcher dieser vorwerfe, dass man 

immer nur von Kommunalsteuer rede und nichts tue. Ganz so sei es nicht, man versuche sehr 
wohl mit den vorhandenen Möglichkeiten etwas zu tun und müsse aber sehr sensibel vorgehen 
und könne nicht in allen Dingen an die Öffentlichkeit gehen.  
Man gehe aber auch so weit, dass es auf Initiative der SPÖ Gott sei Dank einstimmig im 
Zukunftsforum eine Idee gegeben habe, darüber nachzudenken, warum z.B. die Straßenmeisterei 
keine Kommunalsteuer bezahle, obwohl sie ohne Ausschreibung öffentliche Aufträge abwickeln 
könne wodurch auch der Gemeinde Kommunalsteuereinnahmen entgehen. Auch solche 
Initiativen werden bereits gesetzt, wo man in diesem Forum Gott sei Dank fast immer einstimmig 
liege. Man habe nun leider bei einer Steuerberatungskanzlei anscheinend die falsche erwischt, 
denn man habe die Auskunft bekommen, dass sie uns in diesem Fall nicht beraten werden, weil 
sie Interessenskonflikte haben womöglich mit anderen auch Kommunalsteuerpflichtigen. Man 
werde auch diesem Punkt nachgehen und wenn es hier gelingen könnte, dann wären das 
vielleicht wieder kommunalsteuerpflichtige Arbeitsplätze von 30 bis 40. Solche Ideen sollte man 
gemeinsam vertreten und er meint man sollte es sich nicht so einfach machen und sagen, dass 
immer nur geredet und nichts getan werde. 

 
d)  GR.Kaniak schneidet den Punkt Kompostierungsanlage an, obwohl amtlich festgestellt sei, dass 

kein Handlungsbedarf sei. Er könne sich aber vorstellen, dass bei einer Vermarktung des Areals 
dort  sich kein Bewerber oder Investor besonders freue, wenn eine Kompostierungsanlage mit 
fast 50 % Überkapazität betrieben werde. Die Frage sei, ob da seitens der Gemeinde schon eine 
Vorplanung bestehe, auch wenn kein Handlungsbedarf bestehe.  
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      Der Bürgermeister betont, dass insofern kein Handlungsbedarf bestehe, weil kein Aktionszeitraum 

aufgetragen worden sei. Es hätte sein können, dass der Sachverständige sage, bis zu einem 
gewissen Datum sei die Anlage entweder zu erweitern oder zu schließen oder die 
Überschussmengen anders abzugeben.   
Man könne heuer kein Einschränken der Verarbeitungsmengen erwarten, sondern es werde 
genauso wie im Vorjahr sein, wenn nicht mehr. Aber man habe mit dem Sachverständigen so weit 
reden können, dass er keinen Termin vorgegeben habe. Man habe ihm klar gemacht, dass es 
dort Planungen gebe und noch nicht absehbar sei, wie in diesem Bereich die Entwicklung sei. 
Weiters spricht er ein möglicherweise potentielles Betriebsbaugebiet im Bereich der Rottefläche 
an, dann müsste man an eine Absiedlung bzw. andere Lagerung der Kompostieranlage denken. 

 
e)  GR.Püringer weist auf die Wasserschäden am Rathaus hin und fragt, ob bereits Maßnahmen 

gesetzt worden seien und ob es noch Garantiesache sei.  
  Der Amtsleiter antwortet, dass bereits eine Begehung mit Arch.Deinhammer vorgenommen 

worden sei, der mit den entsprechenden Firmen Kontakt aufnehmen werde. 
 
f)  GR.Püringer hat festgestellt, dass bei der Verkehrsinsel in Steindorf Blumentröge aufgestellt 

worden seien und macht aufmerksam, dass dort schon oft über die Verkehrsinsel gefahren 
worden sei.  
Der Bürgermeister antwortet, dass diese Tröge 200 kg schwer seien und es nur eine 
Saisonbepflanzung sei, also die Tröge im Winter wegkommen. 

 
g)  GR.Kritzinger weist auf den Rosengarten links und rechts vor der Musikschule hin und ersucht, 

die Pflege zu veranlassen, da dort lauter Unkraut wuchere.  
Der Amtsleiter betont, dass der Bereich vom Bauhofgärtner bearbeitet werde. Heuer habe man 
das Problem durch den langen Winter relativ spät mit der Pflege begonnen zu haben und daher 
etwas in Rückstand zu sein. Es werde aber aufgearbeitet. 

 
h)  GV.Gaisbichler richtet eine Wortmeldung an Herrn Berger, in der er meint, dass es Herrn Berger 

frei stehe, in seinem Parteiorgan über das in einer Sitzung, in der er nicht anwesend war, Gesagte 
zu schreiben. Nur ersuche er ihn, sich besser über das Gesagte zu informieren. „Verkehr trennt 
die Parteien -Gehsteig -  Hauptstraße“.  Hier schreibe er zu seiner Person: „dass dabei für den 
ÖVP-Fraktionsführer z.B. Rollstuhlfahrer keine wirkliche Bedeutung haben, wie aus seiner 
Wortmeldung abzuleiten ist, lässt schon sehr tief blicken“  Das sei grundwegs falsch. Hierauf 
zitiert er das Protokoll: „Weiters sollte man überlegen, wie oft es wirklich sei, dass 
kinderwagenschiebende Personen bzw. Rollstuhlfahrer den Gehsteig in beiden Richtungen 
gleichzeitig benützen.“ Dass ein Gehsteig mit 1 Meter Breite für jeden Rollstuhlfahrer reiche, sei 
doch klar. Ihn treffe das insofern sehr, weil er seit 10 Jahren die Lebenshilfe Oberösterreich und 
zwar die Tagesheimstätte in Vöcklamarkt aktiv unterstütze und er die Probleme der behinderten 
Menschen sehr gut kenne und auch beruflich sehr viel mit Rollstuhlfahrern zu tun habe. Es sei 
schon ein sehr starkes Stück, ihm hineinzuinterpretieren, dass er für die Rollstuhlfahrer nichts 
übrig hätte. Wenn Herr Berger ihn Zukunft interpretiere, dann solle dieser bitte bei der Wahrheit 
bleiben. 

 
i)  GR.Huber erkundigt bezüglich Kompostieranlage, ob es die Möglichkeit gebe, nachdem in 

Timelkam  jetzt dieses Biokraftwerk sei, Teile dieses Strauchschnittes dort unterzubringen. 
GR.Vogel O. antwortet, dass er in engerem Kontakt mit dem BAV, Herrn Fritz Voglhuber sei und 
es werde seit langer Zeit erwogen, diesen Strauchschnitt dort hin zubringen. Timelkam könne 
hinliefern. Aber für Seewalchen werde man erst bis Ende des Jahres eine Lösung finden. 

 
j)  GR.Vogel O. fragt, ob man nicht bei dem Brunnen vor der Musikschule etwas machen könne, weil 

dieser immer so verunreinigt sei. Vielleicht sollte man ihn auch einschottern, weil die Pflege 
leichter wäre.  

 
k)  GR.Vogel W. meint zu Herrn Berger, dass Prof.Achatz Teilhaber an der Steuerberatungskanzlei 

sei und vor 14 Tagen als Themenvorschlag die Kommunalpflicht von solchen Straßenmeistereien 
auf die Lernplattform gestellt habe. 
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l) GR.Hackl spricht wiederum an, dass man seit Monaten nicht schaffe, den Schulweg auf der 

Atterseestraße benützbar zu halten, er  nehme dies bedauernd zu Kenntnis und resigniere.  
 

Nicht resignierend zur Kenntnis nehmen könne er jedoch, wenn Gemeinderatsbeschlüsse nicht 
eingehalten werden. Am 2.7.2003 habe man im Gemeinderat einstimmig beschlossen, dass auf 
dem Rathausplatz  und dem sogenannten Eislaufplatz keinerlei Anschlagen und Aufstellen von 
Druckwerken gestattet werde. Dazu habe es einen schönen Plan mit einer gelben Linie gegeben. 
Vor ca. 3 Wochen habe er die Wegweiser der „GRÜNEN“ zu allen uns umgebenden 
Atomkraftwerken gesehen. Nur sei dieser Wegweiser in der Verbotszone. Gegen die „Sache“ 
selbst sei nichts einzuwenden, nur stehe dieser Wegweiser eben in der Verbotszone. Beim 
Amtsleiter habe er die Information bekommen, dass dies vom Bürgermeister genehmigt worden 
sei. Er stelle das hier in den Raum und ersuche den Prüfungsausschussobmann sich der Sache 
demnächst anzunehmen.  
 
Der Bürgermeister erklärt, dass er der Ansicht gewesen sei, dass es genehmigungsfähig war.  

 
GR.Vogel W. erläutert hiezu, dass man es nicht nur als Werbung sondern durchaus auch als eine 
Demonstration bzw. Kundgebung sehen könne. In dem Falle unterliege es dem 
Verfassungsgesetz einer freien Meinungsäußerung einer Kundgebung usw. z.B. auf einer 
Autobahn dürfe man laut Straßenverkehrsordnung nicht gehen, als Protest unterliege es jedoch 
einer verfassungsmäßigen Bestimmung, nämlich der Freiheit.  

 
m)  GR.Hackl erklärt bezüglich „Ball der Oberösterreicher,  der Presse entnommen zu haben, dass die 

Gemeinden ohnehin € 10.000,-- refundiert bekommen. Daher nehme er an, dass es eine interne 
Ballabrechnung gebe und da sollte man den Gemeinderatsbeschluss vom Dezember einlösen 
und eine Ballprüfung durchführen.  
Der Bürgermeister antwortet, dass man das einfordern müsse, nachdem es scheinbar, obwohl 
zugesagt, nicht von selbst erfolge. 

 
n)  GR.Liehmann betont, dass die Promenade wirklich gut besucht sei und man den See genieße. 

Man sollte jedoch auf die Optik achten. Ein Punkt seien die  Schwäne im Strandbad und er meine 
auch, dass Pädagogen auf Vogelgrippe hingewiesen werden sollten. Der Zustand der Birke in der 
Promenade wäre zu kontrollieren und am Ende der Promenade, der Weg bei der Paulick-Villa sei 
absolut desolat, auch wenn es Privatgrund sei, es sei die Verlängerung der Promenade. 

 
o) GV.Berger K. spricht die Wortmeldung des Herrn Gaisbichler an und nimmt zur Kenntnis, dass 

dieser sich geärgert habe. Er sollte aber auch zur Kenntnis nehmen, dass es ihm offen stehe, 
Interpretationsspielraum in seinen Zeitungsberichten für die SPÖ in Anspruch zu nehmen. Er 
würde sich auch wünschen, wenn er etwas schreibe, wo er jemanden persönlich etwas zu Nahe 
getreten sei, den anderen anzurufen und darüber zu reden. Das könnte sehr wohl wieder zu einer 
gemeinsamen Basis führen. Nur sollte es ihm überlassen sein, wie er schreibe, wobei er natürlich 
nicht gezielt Unwahrheiten in den Raum stellen möchte. Das habe er auch nicht getan.  

 
Zu Herrn Vogel W. meint er, dass ihn das freue und er hoffe, dass man bei dieser Studie 
hoffentlich zu einem Ergebnis komme, wo man als Seewalchen wieder ein paar Einnahmen 
zusätzlich lukrieren könne.  

 
p) Vizebgm.Eisterer spricht ihr Lieblingsthema Verkehrskonzept an und nimmt zur Kenntnis, dass 

die Mehrheit sage, dass Detaillösungen besser als gar keine Lösungen seien. Zur 
„Gehsteigangelegenheit“  kritisiert sie , dass Herr Gaisbichler ebenfalls in der letzten Sitzung 
versucht habe, eine Breitseite anzubringen, indem er gesagt habe, dass Frau Eisterer und Herr 
Kaniak sich ständig über die Verkehrssituation aufregen und warum sie nichts gemacht haben.  

 
Ein Verkehrskonzept sei eine ganz wichtige Sache für den Ort und Sicherheit für die Gäste.  Sie 
betont, dass man ungefähr € 50.000,-- ausgebe und es sei eine Sache auf ein paar Jahre. Man 
bringe die Bedenken nicht vor, um andere Fraktionen zu ärgern. Außerdem habe sie bei der 
Parkplatzlösung in der Hauptstraße einen Antrag auf eine Einbahnregelung gestellt und Herr 
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Gaisbichler habe dann in der ÖVP-Zeitung unterschwellig berichtet. Sie habe sich jedoch nicht 
aufgeregt, weil sie gedacht habe, in der Politik gehe es manchmal so. 

 
q) GR.Födinger betont zu Herrn Hackl, dass es kein Problem sei, das Thema in der 

Prüfungsausschusssitzung aufzunehmen. Grundsätzlich finde er aber, dass der 
Prüfungsausschuss überstrapaziert werde für Dinge, die eigentlich klar seien. Er halte das sogar 
als Provokation und denke, dass es in der Entwicklung unserer Gemeinde nicht viel weiter bringe, 
dass man in Zukunft auf juristische Spitzfindigkeiten achten zu müssen. Er glaube, dass uns das 
in der Nachbetrachtung künftiger Generationen schlecht ausschauen lasse , wenn man in dieser 
Periode, nur weil vielleicht heuer eine gewisse Nervosität wegen der bevorstehenden 
Nationalratswahlen da sei, bestehe. ?  

 
Er wisse, dass vor den Gemeinderatswahlen die Nervosität auf allen Seiten steige, aber er glaube 
nicht, dass man jetzt jede künftige Wahl zum Anlass nehmen sollte, um im kleinlichen Hickhack zu 
ergehen. Er möchte erinnern, dass viele der großen Aktivitäten, die ja auch im Prüfbericht relativ 
gut wegkommen, auf eine Zeit zurückzuführen sind, vor 10 Jahren, wo man ein 
Entwicklungskonzept gemacht habe und wo die Parteienvertreter beisammen gesessen seien  
und vernünftig die größeren Linien für die Zukunft, zumindest in den Arbeitskreisen, gemacht 
haben.  
Er glaube, dass in Zukunft unserer Gemeinde mehr geholfen werde, wenn man wirklich wieder 
Initiativen schaffe. Für ihn persönlich sei jetzt sichtbar und auch beim Vorlesen des Berichtes noch 
einmal bewusst geworden, wo wörtlich auch von einer bedenklichen Situation die Rede gewesen 
sei, was man nicht überhören dürfe, weil mehrere Punkte sehr positiv dargestellt worden seien, in 
Bezug auf die Kommunalsteuern und dessen, dass  von über 70 % Fachbetrieben abhänge.  
Er glaube, man sollte auf die demografische Entwicklung der Gemeinde achten: Er habe in dieser 
Richtung eine Befürchtung, weil auch immer wieder darüber diskutiert werde, z.B. das SHV-
Aufkommen werde immer größer und größer. Wenn man womöglich eine Gemeinde sei, die 
sukzessive altere, weil man auf diese Entwicklung nicht schaue, dann werde man Dinge 
verpassen, die nicht in einer Periode zu korrigieren seien, sondern wo gefragt sei, eher die 
Energien zu bündeln und zu schauen, wo man Initiativen setzen könne, die wirklich Chancen 
bieten auch für Jüngere bei uns in der Gemeinde, und dass wir nicht wirklich eine Schlafgemeinde 
werden, wo Leute hier wohnen und schlafen aber wo anders arbeiten.  
Einen subjektiven Eindruck möchte er ebenfalls noch anhängen, weil es immer wieder ein heftiges 
Thema gewesen sei, weil man ja doch einen relativ hohen Prozentsatz an Zweitwohnungs-
besitzern habe. Er kenne doch relativ viele Stammeinwohner und er glaube, dass der 
überproportionale Anteil der Personen, die den Kompost bei uns abliefern, durchaus nicht bei 
jenen sei, für die man z.B. Bundesertragsanteile bekomme. Er meine, dass man grundsätzlich 
überlegen solle, wie sich die Gemeinde entwickeln solle. Wie schaue es demografisch zur 
Situation vor 10 Jahren aus und welche Prognose gebe man in Zukunft ab. Er müsse heute noch 
mit Bedauern feststellen, nachdem er damals vor 10 Jahren Leiter des Arbeitskreises Wirtschaft 
und Tourismus gewesen sei, das Engagement und das sage er ohne jede Polemik, sich wirklich 
auch zu exponieren in bestimmten Fragen, aus seiner Einschätzung die damaligen 
Parteienvertretungen ernster genommen haben als die heutigen.  
Auch der Herr Bürgermeister habe sich damals mit nobler Zurückhaltung gegeben und keinen 
Arbeitskreis geleitet und sich exponiert hingestellt. Wirkliche Werke und gescheite Sachen bringe 
man dann zustande, wenn sich Leute auch persönlich für etwas engagieren und nicht nur 
schauen, ob sie vielleicht eventuell einen Wähler damit beleidigen. Bei jeder der großen 
Geschichte werde man nicht alle zufrieden stellen. 

 
r)  GR.Kaniak geht ebenfalls auf das Thema Prüfungsausschuss ein und findet es nicht sinnvoll, 

diesem etwas aufzuoktruieren, was nur zur Kenntnisnahme für das Forum sei. Man habe 
Gemeinderatsbeschlüsse, die durchgeführt werden müssen und da sei der Bürgermeister 
zuständig. Man müsse einen großen Wurf machen, dann hätte man diese Querelen nicht. 

 
s)  GR.Aigner betont, wenn man am Vormittag in die Hauptstraße schaue, sehe man, dass dort zwar 

die Parkplätze markiert seien, aber die Autos überall stehen. Wenn nicht exekutiert werde, nütze 
die Parkordnung nicht.  
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t)  GR.Dachs-Machatschek erklärt bezüglich Eröffnung Hochseilgarten in einem Gespräch mit  den 

Betreibern auf die Idee gekommen zu sein, dass es evtl. Mutige im Gemeinderat gebe und man 
vielleicht einmal etwas mit einem Pauschalpreis organisieren könne. 

 
u)  GR.Dachs-Machatschek ladet alle für 20. Mai 2006 um 14.00 Uhr zum traditionellen Seilziehen 

ein.  
 
v)  Der Bürgermeister meint zu Herrn Kaniak, dass die großen Würfe sicher die wünschenswerten 

wären. Er stehe aber auf dem Standpunkt, dass man sich in der Politik mit  kleinen Schritten zu 
den großen Lösungen herantasten könne. Außerdem habe er in diesem Fall den Beschluss des 
Gemeinderates durchgeführt, er war der Überzeugung, dass es den Richtlinien entsprochen habe. 
Er brauche die Prüfungsausschussprüfung nicht, aber Herr Födinger habe das Recht die 
Tagesordnung zu bestimmen. Zu Herrn Födinger meint er, dass es wirklich ein subjektiver 
Eindruck sei und sich das objektiv der Überprüfung entziehe. 

 
 
 
Gegen die während der Sitzung zur Einsicht aufgelegene Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung 
vom 30.3.2006 wurden keine Einwendungen erhoben. 
 
 
 
Nachdem die Tagesordnung erschöpft ist und sonstige Anträge und Wortmeldungen nicht mehr 
vorliegen, schließt der Vorsitzende die Sitzung um  21:00 Uhr.  
 
 
 
        Der Schriftführer:                            Der Vorsitzende: 
 
 
........................................................              ........................................................   
       (AL.Hans Schmidt)                           (Bgm. Mag.Reiter Johann) 
 
 

Für die SPÖ-Fraktion:                    Für die ÖVP-Fraktion: 
 
 
........................................................          ........................................................ 
   (Vizebgm.Gertraud Eisterer)                (GV.Stefan Gaisbichler) 
 
 

Für die FPÖ-Fraktion:                    Für die GRÜNE-Fraktion:      
     

 
........................................................          ........................................................       

(GR. Ing. Heinz Hackl)                    (GR. Wolfgang Vogel)          
   

 
 
Der Vorsitzende beurkundet hiermit, dass gegen die vorliegende Verhandlungsschrift in der Sitzung 
vom 6.7.2006 keine Einwendungen erhoben wurden.  
 
 

Der Vorsitzende: 
 
 
 

(Bgm. Mag.Reiter Johann) 
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